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Gesetzliche Pensionen 
in die Verfassung!
Die SPÖ hat im Parlament einen Antrag auf Verankerung unseres gesetzlichen 
Pensionssystems in der Verfassung gestellt. ÖVP, FPÖ und NEOS haben einmal 
mehr ihr sozialstaatsfeindliches, neoliberales Gesicht gezeigt und den Antrag 
abgelehnt. Die Parlamentarische Bürgerinitiative der AK OÖ mit der gleichen 
Forderung ist damit keineswegs vom Tisch. Sie kann weiter unterstützt wer-
den und muss vom nächsten Nationalrat verpflichtend behandelt werden.

Mehr als 40.000 Menschen haben die im März ge-
startete Bürgerinitiative der Arbeiterkammer OÖ, 
das gesetzliche Pensionssystem in der Verfassung 
zu verankern, unterschrieben. Ein starkes Zeichen!

ÖVP, FPÖ und NEOS 
zeigen ihr wahres Gesicht

Dass ÖVP und NEOS im Parlament nun gegen die-
sen Antrag gestimmt haben, verwundert nicht. Sie 
streben eine Verlagerung zu privaten Pensionsver-
sicherungen an und reden unser einzigartiges Pen-
sionssystem ständig krank. Kein Wunder, dass die 
Menschen im Land verunsichert sind.

Die FPÖ wiederum hat vor kurzem in einer Um-
frage des AK-Reports (Nr.5/September 2019, Seite 
12) noch angegeben, für die Verankerung des ge-
setzlichen Pensionssystems in der Verfassung zu 
sein. Eine offensichtliche Lüge. Denn im National-
rat hat sie ebenfalls mit Nein gestimmt. Das zeigt 
zum wiederholten Mal, dass diese Partei nicht auf 
der Seite der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerin-
nen steht.

Mit dem Krankreden des gesetzlichen Pensions-
systems durch neoliberale Politiker/-innen und pri-
vate Versicherer müsse endlich Schluss sein. Es ist 
unerlässlich, dass wir weiterhin auf die Eckpfeiler 
unseres Pensionssystems – das Umlageverfahren, 
die Ausfallhaftung, der Schutz vor Altersarmut mit 
dem System der Ausgleichszulage und die solida-
rische Pflichtversicherung – setzen. Alles andere 
würde viele ältere Menschen in die Armut treiben.

Unterstützen auch Sie die Bürgerinitiative der Ar-
beiterkammer unter „pensionen-sichern.at“ im In-
ternet.    

„Unser Pensionssystem 
muss verfassungsrecht-
lich abgesichert werden, 
um es vor leichtfertigen 
Zugriffen zu schützen.“

Dr. Johann Kalliauer
AK-Präsident
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